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BranchenLösungen 
leben.

Branchen im Fokus.

       

Betriebliche Altersversorgung – individuelle Lösungen für Ihre Branche im Fokus.

 
Sie sind Arbeitgeber?

Und wollen Ihren Arbeitnehmern eine betriebliche Altersversor-
gung anbieten, die sowohl die Belange Ihrer Branche berücksich-
tigt als auch attraktiv ausgestaltet ist? Dann entscheiden Sie sich 
für die Allianz. Gestalten Sie mit uns gemeinsam den perfekten 
Rahmen für die Vorsorge Ihrer Mitarbeiter.

 
Sie sind Arbeitnehmer?

Und wollen eine attraktive Betriebsrente? Eines steht fest: Mit der 
Allianz an Ihrer Seite haben Sie einen starken Partner, der Sie beim 
Aufbau Ihrer individuellen Altersvorsorge gemeinsam mit Ihrem 
Arbeitgeber unterstützt.

Alle Vorteile unter:  
business.allianz.de/branchenloesungen 
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Die Europäische Union ist
zweifelsohne in einer
schwierigen Situation.

Keiner repräsentiert das besser
als EU-Kommissionspräsident
Jean-Claude Juncker höchst-
selbst. Als ausgerechnet er zum
Jahreswechsel die Fähigkeit der
rumänischen Regierung be-
zweifelte, die neue Ratspräsi-
dentschaft übernehmen zu kön-
nen, hatte das eine gewisse Si-
tuationskomik. Doch nicht nur
die Präsidentschaft Rumäniens
ist endlich, auch die Junckers.
Die Situation zeigt eines: So-

wohl das Führungspersonal als
auch die Strukturen der Euro-
päischen Union sind nicht mehr
zeitgemäß. Allein der halbjährli-
che Wechsel der Präsident-
schaft lässt, unabhängig von
Rumänien, keine wirkliche Lei-
tung zu. Dafür ist die Zeit zu
kurz und die Erinnerung an die
letztmalige Präsidentschaft zu
lange her. Wenn Deutschland
im zweiten Halbjahr 2020 die
Präsidentschaft übernimmt,
dann ist die vorherige Präsi-
dentschaft 13 Jahre her. Sollte
Angela Merkel zu diesem Zeit-
punkt noch Bundeskanzlerin
sein, dann ist sie wohl die einzi-
ge Regierungschefin, die zwei-
mal eine Ratspräsidentschaft in
ihrer Amtszeit hatte. Selbst die
Zusammenfassung dreier Präsi-
dentschaften zu einem gemein-
samen Programm verbessert
diese Situation nicht wesent-
lich. Dieses Verfahren stärkt ei-
gentlich nur die Administration
in Brüssel. Das ist durchaus in
deren Interesse. Sie will ihren
Einfluss ausbauen.
Auch ein schwacher Präsi-

dent der Kommission ist im
Interesse der Administration.
So kann sie ihr Eigenleben
weitertreiben. Zwar war Juncker

in seiner aktiven Zeit ein erfah-
rener Strippenzieher, aber den-
noch ist er erkennbar nicht
mehr in der Lage, das Amt aus-
zuführen.
Beides, die Ratspräsident-

schaft Rumäniens und auch die
Kommissionspräsidentschaft
Junckers, sind ein Problem.
Doch die Karawane zieht ohne
strukturelle Änderungen weiter.
Nicht einmal der Brexit wurde
bislang als Chance für eine Er-
neuerung verstanden. Die Briten
wurden in den Verhandlungen
wie undankbare Gesellen be-
handelt. Man nimmt sogar wirt-
schaftliche Nachteile bei den
verbleibenden Mitgliedsstaaten
billigend in Kauf, nur um das EU-
Projekt im status quo nicht zu
gefährden. Dass eine als Frei-
heits- und Friedensprojekt apos-
trophierte Europäische Union
von Nichtmitgliedern Tribut ver-
langt, nur damit Bürger in bei-

den Staaten die Waren des an-
deren kaufen dürfen, ist eine
Perversion dieser Freiheitsidee.
Neben dem Brexit ist die Ent-

wicklung des Euro das eigentli-
che Problem der Union. Die Mit-
gliedsstaaten haben die ver-
gangenen neun Jahre seit der
ersten Griechenland-Hilfe nicht
genutzt, die wesentlichen Pro-
bleme anzugehen. Das Schul-
denmachen ist nach wie vor zu
einfach. Dies lähmt die Struk-
turanpassungen, die nötig wä-
ren, um die Wettbewerbsposi-
tionen im Süden zu verbessern.
Die Target-Verbindlichkeiten
des Südens gegenüber dem
Norden der Union sind Aus-
druck dieser Entwicklung. Die
EZB manipuliert die Zinsen im-
mer noch bis zum Abwinken.
Noch gesunden Banken wird
die Geschäftsgrundlage entzo-
gen, fußkranke Institute werden
dadurch künstlich beatmet.

Doch das eigentliche Pro-
blem ist die Kollektivierung der
Risiken über die EZB und die
durch die Bankenunion ge-
schaffenen Institutionen. Diese
Vergemeinschaftung gefährdet
die Einheit der Europäischen
Union, die historisch eigentlich
eine Antwort auf die Uneinig-
keit Europas sein sollte, indem
sie den Samen für Zwist und
Zwietracht legt.
Die mangelnde Rechts-

staatlichkeit Rumäniens muss
sich die EU selbst ans Revers
heften. Wo ist die Gleichheit
vor dem Recht bei der Durch-
setzung des Stabilitäts- und
Wachstumspaketes? Seitdem
Frankreich die Haushaltsvor-
gaben nicht mehr einhält, weil
Emmanuel Macron den Gelb-
westen nachgegeben hat, wird
auch bei der Haushaltsaufstel-
lung in Italien ein Auge zuge-
drückt. Vorher galt ein Ver-
tragsverletzungsverfahren bis
hin zu einer Geldstraße als un-
ausweichlich. Es sind halt
nicht alle gleich in der EU. Es
gibt Mitglieder erster und
zweiter Garnitur. Nur deshalb
kann sich Juncker so über Ru-
mänien äußern. Man stelle
sich einmal vor, er würde dies
über Frankreich oder Deutsch-
land sagen.
Die Europäische Union sollte

man dennoch nicht leichtfertig
aufgeben oder infrage stellen.
Vieles, was heute im grenz-
überschreitenden Handeln von
Personen und Unternehmen
innerhalb der EU selbstver-
ständlich ist, ist es in Wahrheit
nicht. Vielleicht werden wir
schon in wenigen Wochen mit
dem Ausstieg Großbritanniens
aus der EU erleben, welchen
Wert die Union für die Men-
schen hat.                                          n

Was Rumänien und Juncker 
gemeinsam haben

von Frank Schäffler MdB

Frank Schäffler
ist Mitglied der FDP-Fraktion im Deutschen Bundestag 

und hat sich in der Vergangenheit als  
Euro-Rebell einen Namen gemacht



Die Bundesrepublik Deutschland wird
in diesem Jahr ihr 70jähriges Beste-
hen feiern. Nach der Zeit der Nazi-

Diktatur ist das Land eine starke Demokra-
tie geworden. Die Ausfranselungen am
rechten wie am linken Rand des Parteien-
spektrums sollten indessen nicht unter-
schätzt werden. Deshalb sind alle Demo-
kraten gefordert, unsere Verfassung offen-
siv zu verteidigen. Denn sie ist mit unserem
Grundgesetz das Beste, was es je in
Deutschland gab. Nicht zuletzt deshalb gab
es vor 29 Jahren den Beitritt der DDR zu un-
serem Grundgesetz.

Die sozial verpflichtete Marktwirtschaft
Bereits 1948 wagte Ludwig Erhard es, sei-
nen Landsleuten den Weg aus der Mangel-
und Misswirtschaft zu eröffnen. Nach der
Währungsreform im Juni 1948 führte er
zwei Monate später die Soziale Marktwirt-
schaft ein. Die Widerstände dagegen waren
damals nicht gering. Erhard definierte die-
se Ordnung als „nicht die freie Marktwirt-
schaft des liberalen Freibeutertums, auch
nicht als das freie Spiel der Kräfte, sondern
als die sozial verpflichtete Marktwirtschaft,
die das einzelne Individuum zur Geltung
kommen lässt, die den Wert der Persön-
lichkeit obenan stellt und der Leistung dann
aber auch den verdienten Ertrag zukom-
men lässt.“
Sein späterer Staatssekretär im Bundes-

wirtschaftsministerium, der Kölner Profes-
sor Alfred Müller-Armack, war der Archi-
tekt dieses Wirtschafts- und Gesellschafts-
systems. Es hat seine Wurzeln vor allem in
der Katholischen Soziallehre und in der pro-
testantischen Ethik sowie im Neolibera-
lismus. Daraus ergab sich der Sinn der So-
zialen Marktwirtschaft, nämlich das Prinzip
der Freiheit auf dem Markt mit dem des so-
zialen Ausgleichs zu verbinden. Jeder soll
für sich seine Leistung im Wettbewerb auf
dem Markt erbringen, doch jeder Einzelne
hat auch je nach seiner Leistungsfähigkeit
dem Ganzen, dem Staat und der Gesell-
schaft gegenüber Verantwortung zu tragen.
So ist die Freiheit stets an Verantwortung
gebunden; sie soll dort begrenzt werden,
wo sie bedroht wird, wo sie die soziale
Orientierung stört, wo sie die Funktionsfä-
higkeit der Marktmechanismen behindert,
außer Kraft setzt oder gar vollends zerstört.

Die Väter unserer Sozialen Marktwirt-
schaft hatten insbesondere die Freiheit der
Verbraucher beim Konsum, die der Arbeit-
nehmer bei der Wahl des Berufes und Ar-
beitsplatzes sowie die Freiheit der Unter-
nehmer bei ihren Investitions- und Produk-
tionsentscheidungen im Auge. Sie setzten
auf die Soziale Marktwirtschaft mit den
Grundelementen Freiheit, Privateigentum,
Wettbewerb, Leistung und sozialer Aus-

gleich, mit den Prinzipien Personalität, Sub-
sidiarität und Solidarität. Dabei machten
sie zugleich deutlich, dass nicht alles über
den Markt zu regeln ist, sondern dass die
Gemeinschaft vor allem für die Schwäche-
ren, für die Kinder und Alten, für Behinder-
te und Kranke zu sorgen hat.

Das Wirtschaftswunder
Die Soziale Marktwirtschaft hat sich seit ih-
rer Einführung zu einem Erfolgsmodell ent-
wickelt. Mit ihr wurden große Herausforde-

rungen gemeistert, der Wohlstand in brei-
ten Schichten der Bevölkerung gesteigert
und die Sozialleistungen ständig ausgewei-
tet. Deutschland ist zu einer der führenden
Wirtschaftsnationen geworden. Die Expor-
te, die im letzten Jahr bei über 1.200 Mrd. €
lagen, spiegeln die Wettbewerbsfähigkeit
wider. Mit fast 45 Mio. Beschäftigten wur-
de hierzulande ein neuer Rekord erreicht.
Rund 1.400 Mrd. € wurden 2018 als Brut-
tolöhne und -gehälter an die Arbeitnehmer
gezahlt, über 300 Mrd. € an die Rentner.
Das Bruttoinlandsprodukt belief sich im

letzten Jahr auf mehr als 3.300 Mrd. €; da-
von wurden 24 % als Steuern an den Fiskus,
17 % als Beiträge an die Sozialversiche-
rungskassen gezahlt – insgesamt gut 1.500
Mrd. €. Das Versprechen an die Nach-
kriegsgenerationen „Euch soll es einmal
besser gehen“ wurde bis heute mehr als
 erfüllt.

Globalisierung, Digitalisierung, 
Demografie
Doch die Welt hat sich verändert, das Tem-
po des Wandels nimmt eher zu denn ab. Die
Globalisierung und Digitalisierung, die Ro-
botisierung und Künstliche Intelligenz müs-
sen gemeistert werden. Sie bieten große
Chancen, aber eben auch Risiken. Hinzu
kommen die demografischen Veränderun-
gen: Wir Deutschen werden immer älter,
doch zugleich auch weniger. Auf nahezu al-
len Feldern der Politik ist es deshalb not-
wendig, sich wieder mehr auf die Gestal-
tung der Zukunft unseres Landes zu orien-
tieren. Die Soziale Marktwirtschaft bietet
dafür die besten Möglichkeiten, denn sie ist
keine starre Ideologie, sondern eine dyna-
mische Ordnung. Ihre Fortschreibung war
bereits ein großes Anliegen von Ludwig Er-
hard, der es zwar mit seinem Vorschlag ei-
ner „formierten Gesellschaft“ versucht hat,
damit jedoch gescheitert war. Seine Nach-
folger im Bundeswirtschaftsministerium
waren ohnehin mehr mit Details der Pro-
zesspolitik denn mit der Weiterentwicklung
der Ordnungspolitik beschäftigt. Auch in
Europa existiert seit zwei Jahrzehnten zwar
die Währungsunion, doch nach wie vor feh-
len wichtige Elemente einer Wirtschafts-
union, vor allem für eine wirtschaftspoliti-
sche Union.
Die neue Vorsitzende der CDU, Anne-

gret Kramp-Karrenbauer, will ihrer Partei
ein neues Programm verordnen und dabei

Ludwig Erhards Erben
von Friedhelm Ost

Friedhelm Ost
leitete die ZDF-Wirtschaftsredaktion, 
bevor er unter Helmut Kohl Regierungs    -
sprecher und schließlich CDU-Abgeord -
 neter im Bundestag wurde. Heute ist Ost
weiter als Journalist und in der Politik-
und Wirtschaftsberatung tätig.
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auch eine Fortschreibung der Sozialen
Marktwirtschaft aufnehmen. Das ist richtig
und dringend notwendig, denn der Blick auf
die Entwicklungen in einigen europäischen
Nachbarländern macht deutlich, wie sich
dort gesellschaftlicher Sprengstoff entlädt
– zum Beispiel mit der Gelbwesten-Bewe-
gung in Frankreich. Die Soziale Marktwirt-
schaft ist eine soziale Friedensordnung, in
der die Gegensätze von Kapital und Arbeit
irenisch abgebaut werden. Dazu trägt die
Sozialpartnerschaft entscheidend bei; sie
muss gerade mit Blick auf die neuen Her-
ausforderungen gestärkt werden. Denn die
Künstliche Intelligenz mit
selbstfahrenden Autos, Algo-
rithmen, 3D-Druckern usw. wer-
den von nicht wenigen Arbeit-
nehmern als Bedrohung ange-
sehen, während Unternehmer
dies alles nutzen müssen, um so
die Produktivität und die Wett-
bewerbsfähigkeit in der globali-
sierten Wirtschaft zu steigern.
Wichtig ist dabei, dem techno-
logischen Fortschritt auch den
sozialen Fortschritt folgen zu
lassen. Gerade im Industriesek-
tor können die hohen Belastun-
gen der Menschen durch Staub,
Lärm und körperliche schwere
Arbeit deutlich verringert und
monotone Tätigkeiten reduziert
werden. Doch noch so intelli-
gente Maschinen können die
Kreativität des Menschen nicht
ersetzen. Das gilt ebenso für die
wertbasierte Arbeit – wie etwa
die Pflege.
In Zukunft werden sich die

Erwerbsbiographien wesentlich
anders entwickeln als in der Ver-
gangenheit. Arbeitnehmer müs-
sen deshalb gefördert werden,
um in ihr „Kapital“, in ihre Ar-
beitskraft zu investieren. Das gesamte Be-
rufsleben muss von einer steten Qualifizie-
rung begleitet werden. Aus der Arbeitslo-
senversicherung, wie sie bislang besteht,
sollte eine Art Arbeitsversicherung werden,
um so den Beschäftigten Sicherheit und ei-
nen Anspruch auf Weiterqualifizierung zu
geben.

Höchste Priorität für Bildung
Die wichtigste „Kapitalbildung“ findet be-
reits in der Schule statt. Da Deutschland
über keine Ressourcen außer den Men-
schen verfügt, muss das Bildungssystem
reformiert werden. Im Prinzip darf uns kein

junger Mensch verloren gehen. Vielmehr
gilt es mit einer breit angelegten Bildung Ta-
lente in jungen Menschen zu wecken. Das
bedeutet ein Lernen, das nicht schon früh
auf Spezialisierung, sondern auf Interessen
ausgerichtet wird. Alles, was zur Sicherung
und Steigerung der menschlichen Kreati-
vität, Schaffenskraft und Leistung getan
wird, ebnet Pfade in eine gesellschaftliche
Partizipation und persönliche Verwirkli-
chung; es nimmt zugleich die Angst vor Ver-
änderungen und trägt entscheidend dazu
bei, dass sich unsere Gesellschaft nicht
noch weiter spalten wird. Damit wird auch

deutlich, dass der Vorschlag für die Einfüh-
rung eines bedingungslosen Grundeinkom-
mens in die Irre führt: Diese Form wäre ei-
ne Art Stilllegungsprämie und würde den
Verteilungskampf eher verschärfen denn
lösen. Für Menschen hat die Arbeit immer
einen hohen Stellenwert – und zwar nicht
allein im Hinblick auf das Einkommen. Neue
Formen der Arbeit werden sich entwickeln;
vor allem werden mehr Selbstständige tätig
werden – wie etwa in den Start ups, die ge-
fördert und nicht behindert werden sollten.
Ebenso werden die Arbeitszeiten flexibler
gestaltet werden müssen; viele Beschäftig-

te fordern bereits seit langem eine größere
Zeitautonomie. Schließlich geht es dabei
auch um die Lebensarbeitszeit und das
Renteneintrittsalter, das flexibel gestaltet
werden könnte.

Den Weg zur Teilhabegesellschaft ebnen!
Die „Vermögensbildung in Arbeitnehmer-
hand“ hat einst auf der politischen Agenda
der CDU ganz oben gestanden. Vor allem
sollten die Beschäftigten stärker am Pro-
duktivvermögen der Wirtschaft beteiligt
werden. Allerdings hat das 312- bzw. 624
DM-Gesetz vor allem nur zum Sparen in

Geldvermögen beigetragen.
Die Beteiligung am Kapital der
Unternehmen ist nach wie vor
in Deutschland eher unterent-
wickelt. Einige Gesellschaften
haben ihren Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern zwar Beleg-
schaftsaktien angeboten, doch
der Erfolg war nicht besonders
groß. Auch die sogenannten
Volksaktien – wie etwa zuletzt
die Telekom – brachten keinen
Durchbruch. Die Empfehlung
von Friedrich Merz zum Aktien-
kauf fand eher Häme denn Zu-
spruch. Dennoch wäre eine
breitere Streuung des privaten
Kapitals eine Aufgabe, die über
Fonds dem Anleger solide Er-
tragsmöglichkeiten eröffnet
und den Weg in eine Teilhabe-
gesellschaft ebnet. Mit dem
Betriebsrentenstärkungsge-
setz hat die Große Koalition be-
reits ein kleines Fenster für die
private Altersvorsorge geöff-
net. Mit einigen Verbesserun-
gen könnte diese Sozialpart-
nerrente positive Wirkungen
entfalten und ein Pfeiler der Al-
terssicherung für die nächsten

Generationen werden.

Renaissance der Sozialen Marktwirtschaft
Es ist in der Tat höchste Zeit, dass die
Bundesrepublik Deutschland ihre Soziale
Marktwirtschaft fortschreibt und auf die
Zukunft ausrichtet. Die Probleme sind
längst bekannt, das Zuwarten in guten Zei-
ten hat sie jedoch größer werden lassen.
Wenn die CDU nun nur auf Friedrich Merz
als ihren möglichen Heilsbringer schaut
und von ihm – wie einst von Ludwig Erhard
– ein neues Wirtschaftswunder erhofft,
dann wäre das sicher nicht genug. Seine
Vorschläge, die er jüngst machte, sind zum
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größten Teil bereits von anderen wieder-
holt vorgetragen worden. Doch sie wurden
von den politischen Entscheidern und Ma-
chern bislang nicht realisiert. Dabei ist
manches mehr als selbstverständlich: Die
Reduzierung der Steuer- und Abgabenlast
wurde von vielen Politikern der CDU und
CSU – insbesondere auch vom amtieren-
den Wirtschaftsminister Altmaier – ange-
mahnt. Der Abbau der Bürokratie gehört
seit langem zur Litanei nahezu aller Politi-
ker, da sie dieses Anliegen bereits jahr-
zehntelang wahrnehmen. Ebenso ist es ei-
ne Binsenweisheit, dass die zukünftigen
Lasten für die jüngere Generation nicht
weiter steigen dürfen. Die Forderung nach
mehr Investitionen sowohl in den Unter-
nehmen als auch im öffentlichen Sektor ist
auch nicht so ganz neu, selbst wenn sie
nun von einem neuen Herold verkündet
wird. Und schon vor Jahren haben andere
dargelegt, dass Europa die 1. Halbzeit der
Digitalisierung im Wettbewerb gegen die
USA verloren hat und in der 2. Hälfte mit
einer engen Kooperation der europäischen

Firmen noch aufholen könnte. Wie aller-
dings die CDU-Politik solche Unternehmen
schaffen soll, die groß genug sind, um chi-
nesischen und amerikanischen Konzernen
auf Augenhöhe zu begegnen und auf der
Liste der 100 größten Firmen der Welt
nach ganz oben rücken zu können, bleibt
einigermaßen rätselhaft. Das Airbus-Mo-
dell lässt sich nicht beliebig übertragen.
Gerade jüngst wurden kartellrechtliche
Hürden gegen eine Siemens-Alstom-
 Fusion bei Hochgeschwindigkeitszügen
aufgebaut.
Wer leidenschaftlich für die Redynami-

sierung der Sozialen Marktwirtschaft plä-
diert und dafür den Beifall von einigen wirt-
schaftspolitischen Vereinigungen ein-
heimst, der kann sich wohl auf keinen Fall
das „Stamokap-Modell“, also den staatmo-
nopolistischen Kapitalismus, herbeiwün-
schen. Im geheimen Beraterkreis der CDU-
Bundesvorsitzenden werden diese Merz-
Vorschläge gewiss offene Ohren finden und
diskutiert. Im CDU-Grundsatzprogramm
werden sie sich wiederfinden – wenigstens

zum Teil. Ob diese neuen Wege in der Wirt-
schaftspolitik dann zu Begeisterungsstür-
men bei Mitgliedern der CDU und anderen
Wählern führen werden, bleibt abzuwarten.
Bis zur politischen Realisierung sind ohne-
hin noch weite Wege zu gehen, zumal in Ko-
alitionen immer Kompromisse als Ender-
gebnisse herauskommen werden. Das wis-
sen die CDU-Wirtschaftspolitiker Pfeiffer,
von Stetten, Linnemann, Bareiß und ande-
re, die derzeit mit der SPD regieren, nur all-
zu gut. Ludwig Erhards Erbe ist eben nicht
nur Lust, sondern auch Last. Das zeigt sich
nicht zuletzt daran, dass die CDU aktuell in-
tensiv mit der Frage beschäftigt ist, wer
denn bei der nächsten Bundestagswahl für
die Kanzlerposition kandidieren soll. Anne-
gret Kramp-Karrenbauer wird den ersten
Zugriff haben, wann auch immer die näch-
ste Wahl stattfinden wird. Das hat sie klipp
und klar allen signalisiert, die immer noch
darüber trauern, dass Friedrich Merz nicht
auf Platz 1 rangiert. Damit sollten die Per-
sonaldiskussionen in der CDU nun auch be-
endet sein.             n

Der Statistikexperte und Grenzwert-
spezialist Prof. Walter Krämer von
der Technischen Universität Dort-

mund hält die von der Bundesregierung vor
einigen Wochen ins Spiel gebrachte „fakti-
sche Anhebung des Stickoxid-Grenzwertes“
zur Vermeidung von Diesel-Fahrverboten für
„gesundheitlich unbedenklich“. Die gegebe-
nen Grenzwerte in diesem Bereich seien auf-
grund politischer Erwägungen zustande
 gekommen. Sie hätten deshalb nicht eine
bessere Gesundheit der Menschen zum
hauptsächlichen Ziel, sondern politische Er-
gebnisse, wie zum Beispiel eine weitgehen-
de Ächtung des individuellen Autoverkehrs.  

Steigende Lebenserwartung
Den für den Straßenverkehr geltenden
Höchstwert von 40 Mikrogramm Stickoxid
pro Kubikmeter Luft hält Krämer allein
schon deshalb für in erster Linie „politisch
motiviert“, weil in anderen Lebensberei-
chen (etwa an Arbeitsplätzen) deutlich hö-
here Grenzwerte gelten. Und aus Sicht der
Wissenschaft, so Krämer weiter, beweise
die seit Jahren steigende Lebenserwartung

auch in „unseren angeblich umweltver-
seuchten Städten“, dass die Grenzwerte für
etliche Schadstoffkonzentrationen (unab-
hängig von der Tatsache, dass diese so
 gering wie tatsächlich möglich ausfallen
sollten) für viele Schadstoffe „viel höher   lie-
gen könnten, ohne die Gesundheit der Men-
schen zu gefährden“.  

Künstlich erhöhte Messwerte
Von Krämer bisher nicht angesprochen
wurde die Tatsache, daß in deutschen Städ-
ten manche Schadstoff-Meßstation viel nä-
her an Straßen oder Kreuzungen aufgestellt
wurde, als dies nach den EU-Maßgaben (auf
denen schließlich auch die erlassenen
Grenzwerte basieren) der Fall sein sollte. Es
liegt auf der Hand, daß die dort gemesse-
nen Schadstoffkonzentrationen höher aus-
fallen als bei etwas weiter entfernten Mess-
stationen. Es sind mithin gewissermaßen
„künstlich erhöhte“ Messwerte, die dann
mit zur Grundlage mancher Fahrverbots-
Gerichtsverfahren wurden, die von der
 sogenannten „Deutschen Umwelthilfe“
 betrieben werden.                                         n

Politisch motivierte Grenzwerte
von Thomas Brügmann

Thomas Brügmann 
ist Herausgeber 

des Informationsdienstes 
„Vertrauliche Mitteilungen“
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für deutschlandweite Übernachtungen, Veranstaltungen und mehr
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Attraktive Firmenkonditionen für 
die Bundesvereinigung mittel-
ständischer Unternehmer e.V.

Ihre Vorteile 
• Sie haben einen zentralen Ansprechpartner 
   für alle Maritim Hotels.
• Wir nehmen Ihre Anfrage auf und fragen die 
   Kapazitäten in den gewünschten Hotels für 
   Sie ab, dadurch sparen Sie Zeit und Kosten.
• Wir erstellen zielorientierte, transparente 
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   Ihrer Veranstaltung inklusive Locationsuche, innovativer 
   Caterings und begleitender Rahmenprogramme.
• Bei Bedarf entwickeln wir individuelle Incentives/
   Motivationsprogramme im In- und Ausland für Sie.

Ihre persönliche Ansprechpartnerin:
Sabine Fiebich
Verkaufsassistentin
Maritim Hotel Gelsenkirchen
Am Stadtgarten 1
45879 Gelsenkirchen
Telefon 0209 176-1701
sfi ebich.vkd@maritim.de

Betriebsstätte der Maritim Hotelgesellschaft mbH
Herforder Straße 2 · 32105 Bad Salzufl en

Ihre Firmen-Sonderraten 2018 
Preise pro Zimmer und Tag exklusive Frühstücksbuffet1. 

Maritim Hotels Zimmerkategorien 

Classic Comfort Superior

EZ DZ EZ DZ EZ DZ

Berlin proArte2,3 104 € 119 € 114 € 129 € 144 € 159 €

Mit dem Buchungscode BVMU99 erhalten Sie
•  12 % Rabatt auf alle tagesaktuellen Übernachtungspreise 

(Tagespreis und Frühbucherpreis) – immer und zu jeder Zeit 
(gültig für Einzelreisende bis neun Personen, ausgenommen 
Hotels mit fest vereinbarten Raten).

•  ein kostenfreies Upgrade in die nächst höhere Zimmerkategorie
inklusive VIP-Treatment für den Referenten, den Vorstand und 
die Geschäftsführung.

•  feste Firmen-Sonderraten im Maritim proArte Hotel Berlin.

www.maritim.de

1  Teilnahme am reichhaltigen Maritim Frühstücksbuffet pro Person/Tag: 24 €.
2  Die Raten der Superior Kategorie beinhalten die Nutzung der Lounge. Hier stehen 

ab 6.30 Uhr Frühstück und den gesamten Tag Snacks, Getränke, Kaffee, Tee und 
andere Annehmlichkeiten zur Verfügung.

3 Ggf. zzgl. lokaler Abgaben auf die Beherbergung.

Anzeige
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FDP-MdB Carl-Julius Cronenberg warnt vor neuer Staatsgläubigkeit

Gefährlicher Irrweg

WIRTSCHAFT UND MITTELSTAND
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Geboren am 30. Ju-
li 1962 in Arns-

berg; römisch-katho-
lisch; verheiratet; drei
Kinder.
1981 Abitur; 1981

bis 1990 Ersatzdienst
THW OV Neheim-Hüs-
ten; 1982 bis 1985
Studium der Betriebs-
wirtschaftslehre.
Juli 1988 bis De-

zember 1990 Du Pont
de Nemours, Genf Bu-
siness Analyst; seit Ja-
nuar 1991 Geschäfts-

leitung Julius Cronenberg oH, ab Januar 1995 als
persönlich haftender Gesellschafter.
Seit Oktober 1999 Rat der Stadt Arnsberg, bis

2009 als Vorsitzender der FDP-Fraktion; seit 2015
Vorsitz Kreisverband HSK.
September 1996 bis September 2005 Vorstand

Werksarztzentrum Arnsberg-Sundern, ab Septem-
ber 2001 als Vorsitzender, seit 1998 Mitglied der
Vollversammlung IHK Arnsberg-Hellweg-Sauerland;
seit 2002 Beirat des Unternehmensverbands West-
falen-Mitte e.V.; Dezember 2006 bis Dezember
2009 Gründungsstifter und Vorstand Bürgerstif-
tung Arnsberg.
Seit September 2017 Mitglied des Deutschen

Bundestages für die Fraktion der FDP.

Mitgliedschaften und Ämter im Bundestag

Ordentliches Mitglied
Ausschuss für Arbeit und Soziales

Stellv. Mitglied
Enquete-Kommission „Künstliche Intelligenz“
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäi-
schen Union

Mitgliedschaften in sonstigen Gremien

Stellv. Vorsitz
Parlamentariergruppe Westafrika

Zur Person

Carl-Julius 
Cronenberg MdB

?Das Stuttgarter Dreikönigstref-fen hat Parteichef Christian
Lindner genutzt, um vor einer neu-
en Staatsgläubigkeit zu warnen.
Was befürchtet Lindner, welche
Knackpunkte hat die FDP ausge-
macht?

Carl-Julius Cronenberg: Wir beob-
achten seit ungefähr zehn Jahren,
dass sich der Staat in alle Lebens-
bereiche einmischt und versucht,
alles zu regeln und zu reglemen-
tieren, sodass aus dem mündigen
Bürger ein unmündiger Bürger
wird. Ich halte das für einen ge-
fährlichen Irrweg. Nach meinem
Selbstverständnis und dem mei-
ner Partei hat der Staat Rahmen-
bedingungen zu setzen, die dem
Bürger freie Entfaltungsmöglich-
keiten einräumen und die Innova-
tionen möglich machen. Zurzeit
erleben wir durch die Politik der
Großen Koalition das Gegenteil.
Der Staat mischt sich überall ein.
Diese Politik löst keine Probleme,
sie schafft neue Probleme. Dies
zu thematisieren, war das Anlie-
gen von Christian Lindner.

?Die staatliche Reglementie-rung geht ja noch weiter. 
In Hannover wurde inzwischen
die sogenannte gendergerechte
Sprache eingeführt, um der „Viel-
zahl geschlechtlicher Identitäten“
Rechnung zu tragen. Aus dem
Lehrer wird der „Lehrende“, die
Wähler werden zu „Wählenden“.
Im Zweifelsfall soll der sogenann-
te „Genderstern“ zum Einsatz
kommen, der zwischen die mas-
kuline und die feminine Worten-
dung eingefügt wird, um alle sozi-
alen Geschlechter und Ge-
schlechtsidentitäten abzubilden.
Bei so viel Schwachsinn müsste
doch die FDP auf die Barrikaden
gehen.

Carl-Julius Cronenberg: Volle Zu-
stimmung. Ich halte die Gender-
politik für gefährlich und kontra-
produktiv. Die Genderpolitik, die
auch von der jetzigen Bundesre-
gierung betrieben wird, treibt die
Spaltung der Gesellschaft voran.
Die deutsche Sprache durch
staatliche Verordnungen zu re-

geln, ist brandgefährlich, weil
Sprache etwas Lebendiges ist,
sich gesellschaftlich entwickelt
und deshalb nicht durch politische
Verordnungen manipuliert werden
darf.

?Eine sichere und vor allempreiswerte Energieversorgung
soll durch das Abschalten von mo-
dernen Kohlekraftwerken aufge-
geben und unsicheren Energie-
quellen, wie Sonne und Wind,
überlassen werden. Bei den Ja-
maica-Verhandlungen kritisierte
Ihre Partei diesen von Ideologie
geprägten erzwungenen Ausstieg
als Risiko für Bürger und Wirt-
schaft. Inzwischen herrscht bei Ih-
rer Partei zu dieser Problematik
Funkstille. Warum?

Carl-Julius Cronenberg: Bei dem
brisanten Thema Energieversor-
gung herrscht keineswegs Funk-
stille in der FDP. Unser Credo:
Energie muss sicher und bezahl-
bar sein, wobei der Klimaschutz
nicht außer Acht gelassen werden
darf. Das Hauptproblem sehen wir
nicht in der unsicheren Erzeugung
von regenerativer Energie, son-
dern in deren Speicherung. Uns
fehlen nicht nur Speicherkapazitä-
ten, sondern es fehlen vor allem
Durchleitungen, um den Strom,
der durch Windradanlagen er-
zeugt wird, zum Beispiel nach Bay-
ern zu transportieren. Darüber
hinaus vertritt die FDP die An-
sicht, dass wir von der nationalen
Energiepolitik zu einer europäi-
schen Energiepolitik kommen
müssen und damit auch zu einer
europäischen Klimapolitik. Es
kann und darf nicht sein, dass wir
mit nationalen Sonderwegen die
Wettbewerbsfähigkeit unserer
Wirtschaft schädigen.

?Absurd niedrige Grenzwertevon 40 mg beim Stickstoffdio-
xyd für Diesel wurden am Dreikö-
nigstag zwar kurz in Frage gestellt,
viel mehr aber nicht. Auch hier
vermisst der klassische FDP-
Wahlbürger die warnende Stimme
Ihrer Partei hinsichtlich des zu
 befürchtenden Kahlschlages im
Autostandort Deutschland. 
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Carl-Julius Cronenberg: Ganz im
Gegenteil. Die FDP hat sich sogar
sehr gut hörbar und medial stark
vertreten zu den Dieselfahrverbo-
ten geäußert. So mache ich auf je-
der meiner Veranstaltungen auf
den Irrsinn der Dieselfahrverbote
aufmerksam. Die Grenzwerte sind
meiner Meinung nach willkürlich
festgelegte Werte, die einen poli-
tischen Hintergrund haben. Ich
halte es daher für zwingend not-
wendig, die Grenzwerte zu über-
prüfen. Dies auch mit Blick auf die
Aussagen der rund 100 Lungen-
fachärzte, die höhere Grenzwerte
als 40 mg nicht als gesundheits-
gefährdend eingestuft haben. Ich
glaube, dass es den Verfechtern
der Fahrverbote nur darum geht,
dem Individualverkehr den Garaus
zu machen.

?Die CDU will prüfen, ob demAbmahnverein Deutsche Um-
welthilfe die Gemeinnützigkeit
entzogen werden soll. Könnten
Sie sich dem anschließen?

Carl-Julius Cronenberg: Ja. 

?Auch die Sorgen, die der Bürgervor dem UN-Migrationspakt
hatte beziehungsweise hat, wur-
den durch die FDP-Führung nur
äußerst peripher behandelt, so-

Die CDU will
prüfen, ob dem
Abmahnverein
Deutsche Um-
welthilfe die
Gemeinnützig-
keit entzogen
werden soll.
Könnten Sie
sich dem an-
schließen?

dass es selbst in der Union mehr
Opposition gab als bei den Freide-
mokraten. Gab es einen Grund für
diese vornehme Zurückhaltung? 

Carl-Julius Cronenberg: Auch hier
muss ich Ihnen widersprechen.
Ich finde nicht, dass wir das The-
ma peripher behandelt haben. Der
nordrhein-westfälische Integra-
tionsminister Joachim Stamp hat
im Deutschen Bundestag sehr
ausführlich zum Integrationspakt
gesprochen. Im Gegensatz zu der
AfD und zur Linkspartei setzen wir
in dieser Frage auf eine abwägen-
de Position, weil wir der Ansicht
sind, dass der UN-Migrationspakt
sich in der Hauptsache gar nicht
an Deutschland richtet und auch
nicht an die meisten Mitglieds-
staaten der Europäischen Union.
Er richtet sich an die rund 180
Staaten, die keine Standards für
die Aufnahme von Flüchtlingen ha-
ben. Und da es bereits diese Stan-
dards in Europa gibt, ist es für
Flüchtlinge ein Anreiz, sich auf
den Weg nach Europa zu machen.
Das überfordert uns, das überfor-
dert vor allem Deutschland. Und
weil wir nicht endlos Flüchtlinge
aufnehmen können, ist es wichtig,
dass es überall auf der Welt Min-
deststandards für Flüchtlinge gibt
und diese auch eingehalten wer-

den. Für diese internationale
Selbstverpflichtung, dafür steht
der UN-Migrationspakt.

?Zur Mittelstandspolitik: Immermehr Menschen in Deutsch-
land fallen unter den Spitzensteu-
ersatz von 42 Prozent. Oder an-
ders gesagt: Wer heute das 1,6fa-
che des Durchschnittsgehaltes
verdient, muss bereits den Spit-
zensteuersatz zahlen. 1960 war es
das 18fache. Welchen Einfluss
kann beziehungsweise wird die
FDP auf die Politik der GroKo neh-
men, damit das deutsche Steuer-
system an die gesellschaftlichen
Realitäten angepasst wird?

Carl-Julius Cronenberg: Einfluss
können wir leider nicht nehmen.
Wir können nur immer wieder den
Finger in die Wunde legen und die
Bundesregierung auffordern,
endlich die Steuersätze an die all-
gemeine Lohn- und Gehaltsent-
wicklung anzupassen, um einer
Erhöhung der sogenannten „Kal-
ten Progression“ zu begegnen.
Bei der Anpassung der Renten
wird ja auch die allgemeine Lohn-
und Gehaltsentwicklung zugrun-
de gelegt. Warum also nicht auch
beim Steuertarif? Ich halte es für
völlig inakzeptabel, wenn die
Fachkräfte in meinem Unterneh-

„ Ja“



WIRTSCHAFT UND MITTELSTAND

11Der Selbständige  03-2019

gisch beziehungsweise zwingend
notwendig, bei einer Erhöhung
des Mindestlohns auch die Gren-
ze beim Minijob anzuheben? 

Carl-Julius Cronenberg: Wir haben
bereits im Bundestag einen Ge-
setzentwurf vorgelegt, der die Mi-
nijobverdienstgrenze auf das 60-
fache des gesetzlichen Mindest-
lohns festlegt, das wären aktuell
knapp 550 Euro.

?Und was ist aus dem Antrag ge-worden?

Carl-Julius Cronenberg: Er wurde
vom Plenum zur weiteren Beratung
in den Ausschuss überwiesen.
Allerdings halte ich es für unwahr-
scheinlich, dass er erfolgreich sein
wird, weil es im linken Spektrum
der Parteien und leider auch in gro-
ßen Teilen der Union grundsätzlich
Vorbehalte gegen Minijobs gibt. n

men inzwischen auch den Spit-
zensteuersatz zu zahlen haben.
Im Übrigen habe ich eine Kleine
Anfrage zum Spitzensteuersatz
an die Bundesregierung gerich-
tet. Aus der Antwort kann ich
 ablesen, dass allein in dieser Le-
gislaturperiode fast 1 Million Ar-
beitnehmer zusätzlich den Spit-
zensteuersatz zahlen müssen. Ei-
ne ähnliche Ungerechtigkeit sehe
ich beim Thema Solidaritätszu-
schlag. Dieser ist für alle einge-
führt worden, deshalb muss er
auch für alle abgeschafft werden.
Wir haben hierzu zweimal einen
Gesetzentwurf im Deutschen
Bundestag eingebracht. Er ist bei-
de Male abgelehnt worden. 

?Wäre es dann nicht logisch,dass die FDP die Verfassungs-
mäßigkeit prüfen lässt? 

Carl-Julius Cronenberg: Wenn
sich die Bundesregierung nicht
entschließen sollte, den Solidari-
tätsbeitrag für alle Steuerzahler
abzuschaffen, dann wird die FDP
mit Sicherheit das Bundesverfas-
sungsgericht anrufen.

?Der Mindestlohn wurde ange-hoben, die Grenze für soge-
nannte Minijobs liegt weiterhin bei
450,00 Euro. Wäre es nicht lo-

Mit Carl-Julius
Cronenberg
sprach
Janina Schäfer

Ihr Partner für
datenschutzkonforme
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Die erste wichtige Richtungsentschei-
dung traf das britische Unterhaus.
Die Abgeordneten haben sich gegen

den von der EU und Großbritannien ausge-
handelten Brexit-Vertrag gestimmt. Leider
bringt das für die Briten und die EU große Un-
sicherheit und Ratlosigkeit auf allen Seiten.
In der Asylpolitik hat sich dahingegen

schon jetzt viel bewegt: Georgien und die
Maghreb-Staaten wurden durch den Bundes-
tag zu sicheren Herkunftsstaaten erklärt.

Britisches Unterhaus lehnt Brexit-Vertrag ab
Mit Bedauern habe ich die Entscheidung des
britischen Unterhauses gegen den Brexit-
Vertrag aufgenommen, welchen die EU-Sei-
te mit der britischen Premierministerin The-
resa May zuvor über eineinhalb Jahre inten-
siv ausgehandelt hatte. Zweieinhalb Jahre
nach dem Referendum über den Ausstieg
des Vereinigten Königreichs aus der Europä-
ischen Union befinden sich Großbritannien,
aber auch die EU und Deutschland, weiterhin
in einer unklaren Situation. Ein ungeregelter
Ausstieg ist somit wahrscheinlicher, wenn
auch nicht gänzlich unvermeidbar geworden.
Der ursprüngliche Gesetzesentwurf sah

umfassende Bestimmungen vor, die eine Re-
gelung der Verhältnisse von EU, EU-Mit-
gliedsstaaten und dem Vereinigten König-
reich für eine Übergangszeit von zunächst
bis Ende 2020 anvisierte. Dringende Fragen,
wie die Einbürgerung von Deutschen in Groß-
britannien oder umgekehrt, die Grenzfrage in
Irland und die Aufrechterhaltung des wirt-
schaftlichen Austauschs und Nicht-Waren-
verkehrs müssen nun auf anderem Wege an-
gegangen werden. Möglich ist nun, dass die
britische Regierung dem Parlament in der
nächsten Woche einen Vorschlag macht, wie
der Austrittsvertrag doch noch in Kraft tre-
ten könne. Allerdings sehen meine Fraktion
und ich kaum Spielraum für Nachverhand-
lungen, die die Substanz des Gesetzesent-
wurfes berühren würden. Das Ergebnis des
britischen Referendums ist aufgrund seines
demokratischen Zustandekommens zu res-
pektieren. Daraus lassen sich aber keine Zu-
geständnisse an die britische Regierung ab-
leiten, die gegen Grundprinzipien der EU so-
wie die Exklusivität einer Mitgliedschaft in
der EU verstoßen würden. Eine Verschie-

bung des Austrittstermins stellt ebenfalls ei-
ne Möglichkeit dar, sollte aber als letztes
Mittel betrachtet werden.

Fall Relotius beim Spiegel zeigt: Transparenz
und kritische Reflexion sind in unserer Dis-
kussionskultur nicht gesichert
Der Skandal um Claas Relotius ist noch vie-
len in Erinnerung: Ein Spiegel-Reporter, welt-
weit ausgezeichnet für seine Reportagen und
in der Medienbranche als Zukunftstalent ge-
handelt, hatte über lange Jahre unbehelligt
Artikel für den Spiegel, angereichert mit
Falschinformationen und fiktiven Inhalten,
verfassen und veröffentlichen können. Dies
ging dabei oftmals weit über den journalisti-
schen Gestaltungsfreiraum hinaus und führ-
te teilweise zu ernsthaften Auswirkungen, da
er ganze Bevölkerungskreise, beispielsweise
in den USA, verunglimpfte oder stigmatisier-
te. Ein hartnäckiger Reporter-Kollege, dem
immer wieder Unklarheiten in Relotius'
Schriftwerken auffielen, konnte gegen mas-
siven Widerstand im Spiegel dann letztlich
doch eine Revision der zahlreichen Artikel
von Relotius erwirken und somit die Fehler-
haftigkeit derer aufdecken. Der Vertrauens-
verlust in den Spiegel und die Medien war im-
mens.

Das Beispiel des Relotius-Skandals ver-
weist auf ein Grundsatzproblem, das ich in
zunehmender Dynamik in den letzten Jahren
in unserem Land feststellen musste. Wo be-
ginnt die kritische Reflexion der Informatio-
nen, die wir täglich aus unserem Umfeld be-
ziehen? Wie stark filtern und selektieren wir
Sachverhalte, je nachdem, ob sie in unser
gewünschtes Gesamtbild passen? Und er-
schweren manche Medien und Personen des
öffentlichen Lebens diese Prozesse, indem
sie Vorgänge um die Bereitstellung und Her-
kunft von Informationen intransparent ge-
stalten, verschleiern oder nicht fundiert be-
richten?
Ich sehe mich in meinem Alltag oft mit

dem Umstand konfrontiert, dass das An-
sprechen oder Hinterfragen bestimmter The-
men nicht gewünscht ist. Seien es existie-
rende Parallelgesellschaften, die Dieselpro-
blematik mit den wirtschaftlichen Folgen
oder andere gesellschaftspolitische The-
men. 
Wir können als Gesellschaft aber nur

dann Fortschritte erzielen, wenn wir bereit
sind, die Probleme anzusprechen. Nur ein
offenes Ohr für die Einwände und Argumen-
te aller und eine ehrliche, kritische und sach-
bezogene Reflexion dieser kann dafür sor-
gen, dass wir auch künftig unsere Probleme
ordentlich angehen können .
Diskussionen müssen offen, ehrlich und

lösungsorientiert geführt werden.

Datendiebstähle müssen angemessen 
erfasst und bestraft werden
Nach dem bundesweiten Cyberangriff auf
Politiker und Prominente, der kürzlich
deutschlandweit für Schlagzeilen sorgte,
steht nun berechtigterweise der Umgang mit
computer- und datenbezogenen Delikten in
offener Diskussion. Die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion plant, die Überprüfung der straf-
rechtlichen Rahmenbedingungen auf die po-
litische Agenda zu setzen. In nächster Zeit ist
aufgrund des technologischen Wandels mit
einer zunehmenden Anzahl von Cyberangrif-
fen zu rechnen. Und deshalb ist zu prüfen, ob
unser Rechtsrahmen den heutigen Anforde-
rungen noch gerecht wird. 
Mit dem Gesetzesentwurf des Bundes-

rats zum ,digitalen Hausfriedensbruch' liegt

Rückblick, Ausblick, Perspektiven
Sylvia Pantels Bericht aus Berlin

Sylvia Pantel (CDU) ist direkt gewählte Bundestags-
abgeordnete für den Wahlkreis Düsseldorf-Süd

DEUTSCHLAND
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eine gute Grundlage vor. Paragraf 202a
Strafgesetzbuch reicht in seiner jetzigen
Form allein nicht aus, um das Unrecht bei
Datendiebstählen zu erfassen. Dabei geht es
einerseits um die Reichweite der Vorschrift,
andererseits auch um das Strafmaß: Nach
geltendem Recht ist für das Ausspähen von
Daten eine Freiheitsstrafe bis maximal drei
Jahre oder eine Geldstrafe vorgesehen. Ein
normaler Einbruchsdiebstahl kann dagegen
bis zu fünf Jahren Freiheitsstrafe nach sich
ziehen. Den weitreichenden Folgen von mög-
lichen materiellen Schäden bis hin zu un-
widerruflichen Verletzungen der Privatsphä-
re wird dessen nicht gerecht.
Ähnlich wie in der realen Welt, wo die

Wohnungstür gesichert sein wird, gilt in der
digitalen Welt der Satz: Eigene Wachsamkeit
und strafrechtlicher Schutz müssen sich
 ergänzen.

Bundestag bestimmt Georgien und Magh-
reb-Staaten zu sicheren Herkunftsstaaten 
Die Zahl der Asylanträge ist im abgelaufenen
Jahr 2018 stark gesunken. Dennoch sind
darunter immer noch viele Asylanträge, die
von vornherein sehr geringe Erfolgsaussich-
ten haben. Diese Anträge sollen daher zügig
bearbeitet und entschieden werden können,
sodass im Falle einer Ablehnung auch die
Abschiebung schneller erfolgen kann. 
Bereits die Einstufung der Westbalkan-

staaten als sichere Herkunftsstaaten konn-
te einen erheblichen Rückgang der Asylsu-
chenden aus diesen Staaten herbeiführen.
Durch den Gesetzesentwurf, der kürzlich im
Bundestag verabschiedet wurde, werden die
Staaten Georgien, die Demokratische Volks-
republik Algerien, das Königreich Marokko
und die Tunesische Republik, vorbehaltlich
der Zustimmung des Bundesrats, künftig
ebenso als sichere Herkunftsstaaten be-
handelt. Die Bundesregierung kam nach
sorgfältiger Prüfung zu dem Ergebnis, dass
generelle, systematische und durchgängige
Verfolgung, sowie kriegerische Konflikte
und sonstige politisch motivierte Beein-
trächtigungen in den genannten Ländern
nicht zu erwarten beziehungsweise deren
Verhinderung gewährleistet sind. 
Im Ergebnis werden die Erfolgsaussich-

ten auf einen positiven Asylbescheid von
Asylsuchenden aus diesen Ländern erheb-
lich gesenkt, was die Rückführungen ent-
scheidend beschleunigen kann. Damit wer-
den die Kommunen entlastet und letztlich
auch die Kapazitäten für die tatsächlich
schutzbedürftigen Asylsuchenden erhöht.
Zudem wird der Motivation eines Zuzugs
nach Deutschland aufgrund nicht asylrele-

vanter Hintergründe die Attraktivität entzo-
gen. Der Individualanspruch auf Einzelfall-
prüfung wird durch den Gesetzentwurf aller-
dings nicht berührt.

Beratung zur Änderung des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes: Grundlage für Geset-
zesentwurf wissenschaftlich fragwürdig
In dieser Sitzungswoche haben wir in 1. Le-
sung den Gesetzentwurf des Dreizehnten
Gesetzes zur Änderung des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes beraten, der Teil des
Konzeptes für saubere Luft in unseren Städ-
ten ist. Er soll dazu beitragen, dass die indi-
viduelle Mobilität in unseren Städten erhal-
ten bleibt und Fahrverbote künftig möglichst
verhindert werden. Der Gesetzentwurf re-
gelt, dass Verkehrsverbote bei Überschrei-
ten von 50 Mikrogramm Stickoxid pro Ku-
bikmeter Luft in der Regel nicht erforderlich
sind, verhindert sie aber nicht vollends.
Schon in den vergangenen Jahren haben

wir die Werte unserer Luft nennenswert ver-
bessert und die Belastung mit Stickoxiden
deutlich verringert. So sank in den zurück-
liegenden 15 Jahren der Schadstoffausstoß
bei Diesel-Motoren um 84% und bei Benzin-
Motoren um 60%. Im weltweiten Vergleich
stoßen Dieselfahrzeuge von deutschen Her-
stellern äußerst wenig Schadstoffe aus, mo-
derne Diesel Euro-6 gehören sogar zu den
saubersten Verkehrsmitteln im städtischen
Verkehr. Nun müssen die Diesel-Manipula-
tionen einiger in der Autoindustrie von den
anderen umfangreichen Maßnahmen und
Möglichkeiten getrennt werden. Die vorge-
gebenen Grenzwerte von 40 Mikrogramm
wie bisher bzw. 50 Mikrogramm des derzei-
tigen Gesetzentwurfes sind politisch weitge-
hend willkürlich und ohne hinreichende wis-
senschaftliche Fundierung festgelegt wor-
den. Sie beruhen auf einem von der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) auf Ba-
sis von Auswertungen diverser Krankheits-
statistiken lediglich geschätzten Grenzwert.
Heftig umstritten ist zudem der Standort vie-
ler Messstationen. 
Die auf solche Weise festgeschriebenen

Grenzwerte für Schadstoffe in unserer Luft
lassen an der Sinnhaftigkeit harter politi-
schen Maßnahme stark zweifeln, denn sie
sagen wenig über ein reales Risiko aus. Dies
bestätigen auch deutsche Lungenfachärzte,
für die es hinsichtlich einer Gesundheitsge-
fährdung keinen Unterschied macht, ob der
Grenzwert bei 40 oder 100 Mikrogramm
liegt. Überall, wo es eine offene Flamme gibt,
oder in der Landwirtschaft, entstehen Wer-
te, die legal mitunter um den Faktor hundert
höher als 40 Mikrogramm sind.  

Deshalb sind sowohl der Grenzwert der
EU-Verordnung als auch der vorgesehene
des Gesetzentwurfs wissenschaftlich zu
überprüfen. Sie schaffen derzeit Chaos und
behindern die Bürger, sie schaden unserer
Wirtschaft und gefährden hunderttausende
Arbeitsplätze in unserem Land. Wir zer-
schlagen eine Spitzentechnologie wie den
Diesel und ignorieren dabei, dass durch den
entstehenden Schaden dauerhaft weder un-
ser Sozialstaat zu halten noch unsere kost-
spielige Umweltpolitik zu bezahlen sein wird.
Die geführte prinzipielle Diskussion über den
Diesel ist aus dem Ruder geraten. Ich halte
Fahrverbote angesichts der kontinuierlichen
Immissionsverbesserungen für Diesel-Pkw
für kaum vertretbar, weshalb sich Deutsch-
land auf europäischer Ebene für eine Über-
prüfung der Grenzwerte starkmachen sollte.

Den Entwurf zum Fachkräfteeinwande-
rungsgesetz sehe ich weiterhin kritisch
In der Arbeitnehmergruppe der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion diskutierten wir mit dem
Parlamentarischen Staatsekretär im Bun -
des innenministerium, Stephan Mayer, zum
Fachkräfteeinwanderungsgesetz, das An-
fang 2020 in Kraft treten soll. Ich finde, dass
der bisherige Entwurf des Gesetzes zum
Fachkräfteeinwanderungsgesetz gravieren-
de Mängel aufweist und so nicht zustim-
mungsfähig ist. Er wird der zentralen
 Herausforderung nicht gerecht, dem Fach-
kräftemangel zu begegnen und der Gefahr
einer verstärkten Zuwanderung in unser So-
zialsystem vorzubeugen. Die gegenwärtige
Fassung animiert unausgebildete, arbeitslo-
se Migranten aus Nicht-EU-Staaten, ihr
Glück in Deutschland zu suchen. Auch ohne
Zusage eines Arbeits- oder Ausbildungsplat-
zes sollen sie ein halbes Jahr nach Deutsch-
land  einreisen dürfen, um einen Arbeitsplatz
zu suchen. Das setzt falsche Anreize.
Im Übrigen enthält er Regelungen, die das

Asylrecht betreffen und vermischt damit
 Arbeits- und Asylmigration. Das ist nicht 
das Ziel eines Fachkräfteeinwanderungsge-
setzes.
Der Referentenentwurf suggeriert zwar

den Zuzug ausgebildeter Fachkräfte in Man-
gelberufen, würde aber faktisch eine Zuwan-
derung in den Niedriglohnsektor begünsti-
gen. Er gefährdet dadurch nicht nur unsere
Qualitätsstandards, sondern auch unser
 Sozialsystem.
Auch dürfen wir den Aspekt nicht außer

Acht lassen, dass es in diesen Ländern ge-
rade auch schwer ist, Fachleute auszubilden
und wir dann auch den Entwicklungsländern
in ihrem Aufbau schaden würden.                 n
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BETRIEB

Job-Ticket ab 2019 steuerfrei
Arbeitgeber können ihren Mitarbeitern ab 2019 den Weg zur Arbeit steuerlich schmackhaft machen. Zuschüsse und Sachbezüge für die
Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel im Linienverkehr, etwa mittels Job-Ticket, sind seit Jahresbeginn von der Steuer befreit. Die Steuer-
befreiung umfasst auch private Fahrten im öffentlichen Personennahverkehr. Ziel ist es, die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel attrakti-
ver zu gestalten und mittelbar auch Umwelt- und Verkehrsbelastungen zu senken.
Die Steuerbefreiung gilt jedoch nur, wenn Arbeitgeber die Leistung zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbringen. Sie gilt

daher nicht für Arbeitgeberleistungen, die durch Umwandlung des ohnehin geschuldeten Arbeitslohns finanziert werden.
Für Arbeitgeber hat das den Vorteil, dass sie das Job-Ticket nicht mehr in die monatliche 44-€ Freigrenze für ihre Mitarbeiter einbe-

ziehen müssen. Auch eine etwaige pauschale Besteuerung fällt weg.
Hinweis: Arbeitnehmer sollten wissen, dass die steuerfreie Leistung im Rahmen ihrer Einkommensteuererklärung auf die Entfernungs-

pauschale angerechnet wird. Ihr Werbungskostenabzug mindert sich ggf. entsprechend.

Berechnungsgrundlagen für den Spendenabzug beziehen sich auf das Kalenderjahr
Spenden und Mitgliedsbeiträge zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke können insgesamt bis zu 20 % des Gesamtbetrags der Ein-
künfte oder vier Promille der Summe der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr aufgewendeten Löhne und Gehälter als Sonder-
ausgaben berücksichtigt werden.
Dabei ist nach Auffassung des Finanzgerichts des Saarlandes bei der Berechnung der „Summe der gesamten Umsätze“ für den

Sonderausgabenabzug auf die insgesamt im Kalenderjahr des Spendenabzugs erzielten Umsätze und nicht auf die Umsätze eines mög-
licherweise abweichenden Wirtschaftsjahrs abzustellen. Etwaige hierdurch erforderliche Nebenrechnungen sind hinzunehmen.

Pauschal ermittelte Nutzungsentnahme für Kfz vielleicht doch begrenzbar?
Die private Nutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs (Kfz) kann pauschal nach der sog. 1 %-Regelung besteuert werden. Dies setzt
seit 2006 voraus, dass das Kfz zu mindestens 50 % betrieblich genutzt wird. Der Bundesfinanzhof hatte erst kürzlich entschieden, dass
es nicht geboten sei, im Umkehrschluss die nach der 1 %-Regelung ermittelte Nutzungsentnahme auf 50 % der Gesamtaufwendungen
für das Kfz zu begrenzen.
Diese Entscheidung könnte nun das Bundesverfassungsgericht kippen. Gegen die Entscheidung des Bundesfinanzhofs ist mittler-

weile Verfassungsbeschwerde erhoben worden.

Hinweis: Betroffene Streitfälle sollten mit Verweis auf das anhängige Verfahren offengehalten werden.

Bewertung von Fremdwährungsdarlehn
Fremdwährungsverbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit am Bilanzstichtag von mehr als zehn Jahren sind
grundsätzlich mit dem Rückzahlungsbetrag anzusetzen, der sich aus dem Währungskurs zum Zeitpunkt der Darlehnsaufnahme er-
gibt.
Ein Darlehnsschuldner hatte in seiner Bilanz ein Darlehn über 3,48 Mio. Schweizer Franken mit dem höheren Kurswert angesetzt.

Die Differenz zum Nennwert hatte er als Aufwand verbucht. Das Finanzamt vertrat hingegen die Auffassung, dass die Verbindlich-
keit weiterhin mit dem ursprünglichen Nennwert zu erfassen sei, da keine als dauerhaft anzusehende Wertminderung vorliege.
Das Finanzgericht Düsseldorf bestätigte die Sichtweise des Finanzamts. Bei Darlehn mit einer Restlaufzeit von ca. zehn Jahren

sei davon auszugehen, dass sich Währungsschwankungen grundsätzlich ausgleichen. Hieran ändere nach Auffassung des Gerichts
auch die Entscheidung der Schweizerischen Nationalbank vom 6. September 2011 über die Festlegung eines Mindestkurses von
1,20 Franken pro Euro nichts.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

Kein Abzug für von der Gesellschaft in Rechnung gestellte Gewerbesteuer als Sonderbetriebsausgaben 
Stellt eine Personengesellschaft als Schuldner der Gewerbesteuer ihren Gesellschaftern nachzuzahlende Gewerbesteuer in Rechnung,
führt dies bei den Gesellschaftern nicht zu Sonderbetriebsausgaben.
Eine Personengesellschaft, die zur Tonnagegewinnermittlung optiert hatte, wurde für Gewerbesteuern in Anspruch genommen. Ent-

sprechend einer gesellschaftsvertraglichen Vereinbarung stellte sie diese Steuern den Gesellschaftern in Rechnung und beantragte
gleichzeitig, dass die Aufwendungen als Sonderbetriebsausgaben zu berücksichtigen seien. Das Finanzamt lehnte dies mit dem Hin-
weis ab, dass nach der Tonnagegewinnermittlung die zu zahlende Gewerbesteuer abgegolten sei.
Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auffassung des Finanzamts. Bei der gesellschaftsvertraglichen Verpflichtung der Gesellschaf-

ter zur Erstattung handelte es sich um eine Gewinnverteilungsabrede, die bei den betroffenen Gesellschaftern nicht zum Sonderbe-
triebsausgabenabzug führt. Lediglich Aufwendungen, die in einem betrieblichen Veranlassungszusammenhang mit Vergütungen, die

Tipps für die tägliche Betriebspraxis
Für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater
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ein Gesellschafter von der  Gesellschaft, z. B. für seine Tätigkeit im Dienst der Gesellschaft oder für die Hingabe von Darlehn bezogen
hat, stehen, sind als (Sonder-) Betriebsausgaben zu berücksichtigen.

Kurzfristige Beschäftigung: 70-Tage-Regelung für Saisonarbeiter bleibt bestehen
Der Bundesrat hat Mitte Dezember 2018 das sog. Qualifizierungschancengesetz gebilligt und damit den Weg dafür frei gemacht, dass
u. a. die derzeit befristet geltenden höheren Zeitgrenzen für eine sozialversicherungsfreie kurzfristige Beschäftigung dauerhaft (d. h.
über den 31. Dezember 2018 hinaus) beibehalten werden. Demnach liegt eine kurzfristige Beschäftigung vor, wenn die Beschäftigung
innerhalb eines Kalenderjahrs auf längstens drei Monate oder 70 Arbeitstage begrenzt ist. Damit werden insbesondere Betriebe, für
die Saisonarbeit einen besonders hohen Stellenwert hat, wie in der Landwirtschaft sowie im Hotel- und Gaststättengewerbe, entlas-
tet.

Obacht: Eine kurzfristige Beschäftigung unterliegt grundsätzlich keiner Verdienstbeschränkung. Übersteigt das Entgelt jedoch 450 €
im Monat, muss der Arbeitgeber prüfen, dass die Tätigkeit nicht berufsmäßig ausgeübt wird. D. h. die Beschäftigung darf für den Ar-
beitnehmer nur von untergeordneter Bedeutung sein. Anderenfalls liegt eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung vor.

BETRIEB

Autor: StB Marcel Spliethove, 42287 Wuppertal, Heinz-Fangman-Straße 4, Tel.: 0202-250600, E-Mail: info@spliethove.de, www.spliethove.de

Arbeitnehmer erhalten mit der sog. Brü-
ckenteilzeit ein Rückkehrrecht zur
Vollzeitstelle

Dreh- und Angelpunkt des neuen Geset-
zes ist der in § 9 a geregelte Anspruch des Ar-
beitnehmers auf eine zeitlich begrenzte Ver-
ringerung der Arbeitszeit. Damit erhalten Ar-
beitnehmer ab dem 1. Januar 2019 einen
Rechtsanspruch auf befristete Teilzeit (auch
Brückenteilzeit genannt). Bisher existiert le-
diglich einen Anspruch auf unbegrenzte Teil-
zeitarbeit. 
Der neue Anspruch auf Brückenteilzeit

bringt folgende Änderungen:
• Mitarbeiter können nach einer Warte-

zeit von 6 Monaten in einem Zeitraum von
mindestens einem und höchstens fünf Jah-
ren ihre Arbeitszeit reduzieren. Anschlie-
ßend können sie dann wieder zu ihrer ur-
sprünglichen Arbeitszeit zurückzukehren.
• Der Anspruch besteht auch ohne be-

sondere Gründe wie Kindererziehung oder
Weiterbildung, vielmehr kann er anlass- und
begründungslos geltend gemacht werden. 
• Der Anspruch aus  § 9 a tritt selbst-

ständig neben den aus § 8 TzBfG. Dies be-
deutet, dass der Arbeitnehmer die Wahl hat,
ob er seine Teilzeit befristen will oder nicht. 

Verfahren zur Beantragung
Das Verfahren der Antragstellung für die be-
fristete Teilzeit entspricht zu großen Teilen
den Regelungen für die zeitlich nicht be-
grenzte Teilzeitarbeit. Die Frist zur Antrags-
stellung beträgt drei Monate. § 8 II TzBfG ist
dahingehend angepasst worden, dass der
Arbeitnehmer sein Teilzeitverlangen nicht

mehr formlos geltend machen kann, sondern
in Textform erheben muss. Der Zeitraum der
Reduzierung muss zu diesem Zeitpunkt be-
reits im schriftlichen Antrag benannt sein. Zu
dem Verfahren, kann der Betriebsrat hinzu-
gezogen werden. Dahingehend neu ist, dass
der Arbeitgeber im Vorhinein verpflichtet ist,
den Teilzeitwunsch mit dem jeweiligen Ar-
beitnehmer zu erörtern. Ziel und Zweck die-
ser Erörterung soll der Schluss einer Verein-
barung sein. Diese besteht dann auch für die
Dauer der beantragten Teilzeit. Während-
dessen besteht kein Anspruch auf Verlänge-
rung oder Verkürzug der Arbeitszeit bzw. vor-
zeitige Rückkehr zur früheren Arbeitszeit. 

Einschränkungen des Anspruchs
Jedoch soll es Einschränkungen zur Beantra-
gung der befristeten Teilzeit geben: 
• Unternehmen mit bis zu 45 Arbeitneh-

mern sind vom Anwendungsbereich kom-
plett ausgenommen
• Für Unternehmen mit bis zu 200 Mitar-

beitern gilt die Zumutbarkeitsgrenze: hier
muss nur jedem 15. Beschäftigten die Brü-
ckenteilzeit gewährt werden. Bei mehreren
Anträgen, die in der Anzahl die Zumutbar-
keitsgrenze überschreiten, muss eine Aus-
wahlentscheidung nach „billigem Ermessen″
getroffen werden. Hierbei müssen sämtliche
Umstände und Interessen der jeweiligen An-
tragssteller abgewägt und angemessen be-
rücksichtigt werden.

• die beantragte Brückenteilzeit muss min-
destens ein Jahr und darf höchstens fünf Jahre
betragen. Hierdurch soll eine gewisse Planungs-
sicherheit für Arbeitgeber geschaffen werden.

• Zudem kann ein Arbeitnehmer nach Ab-
lauf der zeitlich begrenzten Teilzeitarbeit frü-
hestens nach einem Jahr eine erneute Ver-
ringerung der Arbeitszeit beantragen
• es dürfen keine entgegenstehenden be-

trieblichen Gründe vorliegen, die die Gewäh-
rung des Antrags nicht zulassen 

Änderungen für bereits in Teilzeit 
arbeitende Arbeitnehmer 
Zusätzlich wird es aufgrund einer weiteren
Gesetzesänderung für derzeitige Teilzeit-Ar-
beitnehmer einfacher werden, ihre Arbeits-
zeit wieder zu erhöhen
• Bei der Besetzung freier Arbeitsplätze

soll es künftig eine Beweislastverteilung zu
Lasten des Arbeitgebers geben (§ 9)
• Anders als bislang soll der Arbeitgeber

darlegen und beweisen müssen, warum er
einen freien Arbeitsplatz nicht mit diesem
Mitarbeiter besetzen kann.
• Fortan muss der Arbeitgeber darlegen

und beweisen, dass im Unternehmen kein
geeigneter Arbeitsplatz frei ist oder dass bei
einer freien und inhaltlich passenden Stelle,
der Arbeitnehmer nicht mindestens gleich
geeignet ist wie andere Bewerber.
• diese Neuerung betrifft alle Unterneh-

men unabhängig von ihrer Größe.                    n
Der Autor ist Mitglied des VDAA Verband

deutscher Arbeitsrechtsanwälte e. V. 

Rückfragen:
RA Volker Görzel, Fachanwalt für Arbeitsrecht
Hohenstaufenring 57 a, 50674 Köln
Tel.: 0221/29 21 92 0, Fax: 0221/29 21 92 25
E-Mail: goerzel@hms-bg.de, www.hms-bg.de

Brückenteilzeit ab 1. Januar 2019
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☎ 0 49 31/8 20 40 75

Erleben Sie einen unvergesslichen Urlaub in einer unserer Ferienwohnungen oder
Ferienhäuser in Norden - Norddeich. Unsere Objekte sind insgesamt sehr zen-
tral gelegen und nur wenige Minuten vom Strand und dem Deich entfernt.

Wir sind überzeugt, dass unsere hochwertigen Ferienhäuser & Ferienwohnungen auf
Ihr Interesse stoßen und Ihre Zustimmung finden werden. Hier finden Sie auch Infor-
mationen rund um die Küstenregion Ostfriesland und um die Stadt Norden sowie über
das Nordseeheilbad Norddeich direkt an der Nordseeküste.
Für einen gelungenen Urlaub ist aber nicht nur der Urlaubsort ausschlaggebend,

sondern vor allem das Ferienhaus oder die Ferienwohnung.
Wir bieten als etablierte und kompetente Vermietagentur Wohlfühlquartiere – und

das im besten Sinne des Wortes.
Um diesem hohen Anspruch gerecht zu werden, sind unsere Ferienimmobilien in

zentraler und dennoch ruhiger Lage angesiedelt und verfügen über eine überdurch-
schnittliche komfortable Ausstattung. Das Meer, der Hafenbereich, der Strand sowie
das Zentrum von Norddeich sind bei fast allen Objekten bequem fußläufig erreichbar.

Unser Portfolio umfasst über 100 Ferienobjekte. Hier eine kleine Auswahl:

Unser Kontaktdaten
Christian Kuhlmann
Am Markt 2, 26506 Norden
Telefon: 04931 - 8 20 40 75, Telefax: 04931 - 8 20 40 78
Mobil: 0152/54 08 24 41, E-Mail: info@vermietung-norddeich.de

Alle Objekte unter www.vermietung-norddeich.de

Unsere Bürozeiten
Montags bis Freitags 9:30 Uhr – 13:00 Uhr
Montags bis Freitags 15:00 Uhr bis 17:00 Uhr
Samstag und Sonntags nur bedingt erreichbar
(An- & Abreisen)

Raluca und Christian Kuhlmann



BETRIEB

Unternehmen sind dann dauerhaft er-
folgreich, wenn sie die Pflege ihrer
Bestandskunden mit einer effizien-

ten Neukundenakquise verknüpfen. Im
Zeitalter der digitalen Transformation heißt
das, auch im Internet dauerhaft für seine
Kunden präsent zu sein – gemäß aktuellen
Studien informieren sich 92 Prozent aller
Konsumenten im Vorfeld einer Kaufent-
scheidung über das Internet. Doch wie wird
man im richtigen Moment gefunden?
Um das Such- und Kaufverhalten seiner

Kunden einschätzen zu können, ist es un-
erlässlich, Potenziale zu identifizieren und
vor allem bei den richtigen Suchanfragen
mit der eigenen Webseite gefunden zu wer-
den. Möglich wird das mit effizienter Such-
maschinenoptimierung. Sie versetzt Unter-
nehmen in die Lage, mit einer bereits be-
stehenden Webseite aus den Potenzialen
Tausender Suchanfragen zu schöpfen. Wer
hier an prominenter Stelle gefunden wird,
sichert sich damit einen entscheidenden
Wettbewerbsvorteil. Eine zielgerichtete und
ergebnisorientierte Suchmaschinenopti-
mierung ist daher der Schlüssel, um mit be-
reits bestehenden Ressourcen seine Sicht-
barkeit im Internet auf ein neues Level zu
heben.

An der richtigen Stelle „gefunden werden“
Erfahrungsgemäß ist es vor allem die erste
Seite der organischen Google-Suchergeb-
nisse, auf der die meisten Nutzer mit ihrer
Suchanfrage fündig werden. Für Unterneh-
men gilt es deshalb, genau hier präsent zu
sein und zwar mit einem Angebot, das mög-
lichst passgenau zur Suchanfrage der kauf-
interessierten Person passt. Um herauszu-
finden, welche Suchbegriffe im Zusammen-
hang mit der jeweiligen Dienstleistung am
häufigsten eingegeben werden, führt das
Experten-Team umfangreiche Marktanaly-
sen durch und identifiziert Neukundenpo-
tenziale anhand von individuell durchge-
führten Wettbewerbs- und Sichtbarkeits-
analysen. Auf dieser Grundlage werden
kaufmännisch relevante Suchbegriffe emp-
fohlen und auf der Bestandswebseite des

Kunden optimiert. Gleichzeitig erfährt man
in diesem Zusammenhang auch jede Men-
ge über die Online Marketing Strategie von
Konkurrenzunternehmen – diese werden in
den Analysen der OMB AG Online.Marke-
ting.Berater. ebenfalls erfasst und ausge-
wertet. Um nun die Relevanz der eigenen
Webseite für die Suchmaschine – in
Deutschland ist Google mit seinem Markt-
anteil von 95 Prozent hier weiter federfüh-
rend – zu erhöhen, bedarf es einer Mixtur
aus OnSite- und OffSite-Maßnahmen. Hier
ist die Erstellung von individuellem Content,
also hochwertigen, textlichen Inhalten, die
auf das jeweilige Unternehmen und auch
auf die zu erwartende Suchanfrage des Kun-
den abgestimmt sind, maßgeblich. 

Webseite als Betriebsmitarbeiter
Aus den insgesamt über 200 Rankingkri-
terien, die Google Webseitenbetreibern in-
zwischen auferlegt, ist die Erstellung von
individuellen und auf Mehrwert ausgerich-
teten Texten eines der wichtigsten und
zielführendsten Kriterien. Denn nur wer
den Besucher auf seiner Webseite mit ei-
ner professionellen Ansprache überzeugt,

kann sich das Vertrauen des Kunden und
damit auch seine Kaufkraft sichern. Damit
betreibt eine Webseite plötzlich rund um
die Uhr gezielte Neukundenakquise, ohne
dass dafür ein Mensch aktiv werden muss.
Optimierte Webseiten haben daran an-
schließend den Vorteil, dass sie perma-
nent ansprechbar sind, also auch dann,
wenn der Vertriebsmitarbeiter aus Fleisch
und Blut im Feierabend weilt. Die OMB AG
Online.Marketing.Berater analysiert im
Rahmen einer ganzheitlichen SEO-Kam-
pagne, welche Suchbegriffe für den Erfolg
eines Unternehmens – sowohl lokal als
auch überregional – erfolgsversprechend
sind. Denn eine Top-Platzierung einer
Unternehmens-Seite in Google muss kein
Zufall bleiben.         n

Rückfragen:
OMB AG Online.Marketing.Berater.
Hauptsitz:
Berliner Platz 12
97080 Würzburg
Frank Baumeister
fb@online-marketing-berater.com 
Tel. +49 (0) 931-260 275 000

Kostenlose Google-Analyse 
im Wert von 179 Euro
Durch Suchmaschinenoptimierung Wettbewerbsvorteil sichern
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Nachruf

Vorstand, Kuratorium und Geschäftsführung 
des Bundes der Selbständigen, Landesverband NRW, 

trauern um 

Friedhelm Ludwig
Als stellvertretender Vorsitzender des Gewerbevereins Holzwickede, 

als langjähriges Mitglied des BDS-Grundsatzausschusses 
und als Kassenprüfer des Verbandes setzte sich Friedhelm Ludwig 

stets mit hohem Sachverstand und großem Engagement 
für die Belange des selbstständigen Mittelstandes ein. 

So hat Friedhelm Ludwig Mittelstandspolitik immer 
als klassische Gesellschaftspolitik verstanden. 

Dabei haben sich die Leitwerte Freiheit und Gerechtigkeit 
wie ein roter Faden durch sein verbandspolitisches Leben gezogen. 

Für ihn umfassten Freiheit und Gerechtigkeit jenen Teil 
der Persönlichkeit, der nicht durch gesetzliche Normen des Staates, 

nicht durch die jeweiligen Regeln der Gesellschaft definiert ist.

Friedhelm Ludwig sah Freiheit und Gerechtigkeit immer 
in Verantwortung und Bindung für und an das Gemeinwesen. 

Dieses sein Vermächtnis wird auch weiterhin in unseren 
verbandspolitischen Aktivitäten nachhaltige Würdigung finden.  

Mit seinen herausragenden menschlichen wie auch
fachlichen Eigenschaften hinterlässt Friedhelm Ludwig 

eine große Lücke innerhalb unserer Organisation. 

Unser tiefes Mitgefühl gilt seiner Gattin, 
seinem Sohn und seinen Familienangehörigen.

Hans-Peter Murmann Friedhelm Ost Joachim Schäfer
Präsident Vorsitzender des Kuratoriums Hauptgeschäftsführer 

Steuerberater
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